
URTEIL VOM 18. 9.1995 — RECHTSSACHE T-548/93 

URTEIL DES GERICHTS (Erste erweiterte Kammer) 

18. September 1995 * 

In der Rechtssache T-548/93 

Ladbroke Racing Ltd, Gesellschaft englischen Rechts, Prozeßbevollmächtigte: 
Jeremy Lever, QC, Barrister Christopher Vajda, Bar of England and Wales, und 
Solicitor Stephen Kon, Zustellungsanschrift: Kanzlei der Rechtsanwälte 
Winandy & Err, 60, avenue Gaston Diderich, Luxemburg, 

Klägerin, 

gegen 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Francisco Enri­
que González-Díaz und Richard Lyal, Juristischer Dienst, als Bevollmächtigte, 
Zustellungsbevollmächtigter: Carlos Gómez de la Cruz, Juristischer Dienst, 
Centre Wagner, Luxemburg-Kirchberg, 

Beklagte, 

unterstützt durch 

* Verfahrenssprache: Englisch. 
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Französische Republik, vertreten durch Edwige Belliard, stellvertretende Direkto­
rin in der Direktion für Rechtsangelegenheiten des Außenministeriums, Catherine 
de Salins, stellvertretende Direktorin in derselben Direktion, und Jean-Marc Belor-
gey, chargé de mission in derselben Direktion, als Bevollmächtigte, Zustellungsan-
schrift: Französische Botschaft, 9, boulevard Prince Henri, Luxemburg, 

Streithelferin, 

wegen Nichtigerklärung der Entscheidung der Kommission vom 29. Juli 1993, mit 
der eine Beschwerde nach den Artikeln 85 und 86 EWG-Vertrag zurückgewiesen 
wurde, und unverzüglicher erneuter Prüfung der Beschwerde (IV/33.374) 

erläßt 

DAS GERICHT ERSTER INSTANZ 
DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN (Erste erweiterte Kammer) 

unter Mitwirkung des Präsidenten J. L. Cruz Vilaça, der Richter A. Saggio, 
H. Kirschner, Α. Kalogeropoulos und der Richterin V Tiili, 

Kanzler: H. Jung 

aufgrund des schriftlichen Verfahrens und auf die mündliche Verhandlung vom 11. 
Mai 1995, 

folgendes 
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Urteil 

Sachverhalt und Verfahren 

1 Die Klägerin, die Ladbroke Racing Ltd (im folgenden: Ladbroke), ist eine von der 
Ladbroke Group plc kontrollierte Gesellschaft englischen Rechts, deren Tätigkeits­
bereich u. a. die Organisation und Bereitstellung von Wettdiensten bei Pferderen­
nen umfaßt. Sie übt diese Tätigkeit über Zweigniederlassungen und Tochtergesell­
schaften im Vereinigten Königreich und in anderen Ländern der Europäischen 
Gemeinschaft aus. 

2 Am 24. November 1989 erhob Ladbroke im eigenen Namen sowie im Namen 
ihrer Tochtergesellschaften und Gesellschafter bei der Kommission eine 
Beschwerde (IV/33.374) gegen a) die Französische Republik, b) die zehn führen­
den Rennvereine in Frankreich, die nach den französischen Rechtsvorschriften als 
einzige berechtigt sind, Totalisatorwetten auf Pferderennen zu organisieren — 
anfangs auf ihren Rennplätzen (Artikel 5 des französischen Gesetzes vom 2. Juni 
1891 zur Regelung der Genehmigung und der Durchführung von Pferderennen), 
später außerhalb von Rennplätzen (Artikel 186 des französischen Finanzgesetzes 
vom 16. April 1930) —, während die anderen Rennvereine nur auf dem Rennplatz 
Wetten für die von ihnen organisierten Rennen entgegennehmen dürfen, und c) 
den Pari mutuel urbain (im folgenden: PMU). 

3 Der PMU ist ein aus den führenden Rennvereinen in Frankreich bestehender wirt­
schaftlicher Interessenverband (Artikel 21 des Dekrets Nr. 83-878 vom 4. Oktober 
1983 über Pferderennvereine und Totalisatorwetten), der gegründet wurde, um die 
Rechte dieser Vereine bei der Organisation von Totalisatorwetten außerhalb von 
Rennplätzen wahrzunehmen. Die Wahrnehmung dieser Rechte durch den PMU 
erfolgte anfänglich in Form eines „gemeinsamen Dienstes" gemäß einem aufgrund 
von Artikel 186 des Finanzgesetzes vom 16. April 1930 erlassenen Dekret vom 11. 
Juli 1930 zur Ausdehnung der Totalisatorwetten außerhalb von Rennplätzen, das 
in Artikel 1 bestimmte: „Mit Genehmigung des Ministers für Landwirtschaft kön­
nen Totalisatorwetten außerhalb der Pferderennplätze von den Pariser Rennverei­
nen in Zusammenarbeit mit den Rennvereinen der Provinz organisiert und durch­
geführt werden." Nach Artikel 13 des Dekrets Nr. 74-954 vom 14. November 
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1974 über die Pferderennvereine nimmt seit diesem Tag ausschließlich der PMU 
die Rechte der Rennvereine in bezug auf die Totalisatorwetten außerhalb von 
Rennplätzen wahr, da dieser Artikel vorsieht, daß „die Rennvereine, die zur Orga­
nisierung von Totalisatorwetten außerhalb von Rennplätzen berechtigt sind, ... die 
Verwaltung dieser Wetten einem gemeinsamen Dienst mit der Bezeichnung Pari 
mutuel urbain [übertragen]". Diese Ausschließlichkeit des PMU wird außerdem 
dadurch geschützt, daß es anderen Personen als dem PMU untersagt ist, Wetten 
für Pferderennen abzuschließen oder entgegenzunehmen (Artikel 8 der intermini­
steriellen Verordnung vom 13. September 1985 über den Pari mutuel urbain). Sie 
erstreckt sich auf Wetten, die im Ausland für die in Frankreich veranstalteten Ren­
nen entgegengenommen werden, und auf Wetten, die in Frankreich für im Ausland 
veranstaltete Rennen entgegengenommenen werden; diese Wetten können ebenfalls 
nur von den zugelassenen Vereinen und/oder dem PMU abgeschlossen werden 
(Artikel 15 Absatz 3 des Gesetzes Nr. 64-1279 vom 23. Dezember 1964 mit 
dem Finanzgesetz für 1965 und Artikel 21 des erwähnten Dekrets Nr. 83-878 vom 
4. Oktober 1983). 

4 Das System der Totalisatorwetten, das in Frankreich als einziges zugelassen ist, ist 
dadurch gekennzeichnet, daß die Einsätze eine gemeinsame Masse darstellen, die 
nach Abzug verschiedener Abgaben an die Gewinner ausgeschüttet wird. Die Wet­
ter spielen gegeneinander, wobei die Gewinnquote von der Höhe der Einsätze und 
der Zahl der Gewinner abhängt; die Vergütung des Organisators der Wette stammt 
nicht aus den verlorenen Einsätzen der Spieler, sondern aus den Abgaben, die auf 
den Gesamtbetrag der Wetten erhoben werden. 

5 Soweit ihre Beschwerde gegen den PMU und seine Mitgliedsvereine gerichtet war, 
beantragte Ladbroke bei der Kommission auf der Grundlage von Artikel 3 der 
Verordnung Nr. 17 des Rates vom 6. Februar 1962, Erste Durchführungsverord­
nung zu den Artikeln 85 und 86 des Vertrages (ABl. 1962, Nr. 13, S. 204) erstens, 
Zuwiderhandlungen gegen Artikel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag, die aus den Verein­
barungen oder den aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen der in Frankreich 
zugelassenen Rennvereine untereinander und mit dem PMU folgten, festzustellen 
und anzuordnen, daß sie abgestellt werden. Diese Vereinbarungen oder aufeinan­
der abgestimmten Verhaltensweisen bezweckten angeblich, dem PMU ausschließli­
che Rechte für die Verwaltung und Organisation der Totalisatorwetten außerhalb 
von Rennplätzen für die von den genannten Vereinen veranstalteten oder kontrol­
lierten Rennen einzuräumen, einen Antrag auf staatliche Beihilfe zugunsten des 
PMU und deren Gewährung zu unterstützen und es schließlich dem PMU zu 
ermöglichen, seine Tätigkeiten auf andere Mitgliedstaaten als die Französische 
Republik auszudehnen. 
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6 Zweitens beantragte Ladbroke bei der Kommission in ihrer Beschwerde, Zuwider­
handlungen gegen Artikel 86 EWG-Vertrag, die aus der Einräumung ausschließli­
cher Rechte für die Verwaltung und Organisation von Wetten außerhalb von 
Rennplätzen zugunsten des PMU sowie daraus folgten, daß der PMU eine rechts­
widrige staatliche Beihilfe erhalten und die durch diese Beihilfe verschafften Vor­
teile zur wettbewerblichen Betätigung verwendet habe, festzustellen und anzuord­
nen, daß sie abgestellt werden. Weiter beantragte die Klägerin bei der Kommission, 
dem PMU aufzugeben, die so erhaltene rechtswidrige staatliche Beihilfe zuzüglich 
der marktüblichen Zinsen zu erstatten. Außerdem wies Ladbroke die Kommission 
auf andere Fälle des Mißbrauchs einer beherrschenden Stellung durch den PMU 
hin, die in der Ausbeutung der Wetter, den Benutzern seiner Dienste, bestünden, 
weil es keine Organisation der Wetten für Rennen auf Gelanden, die nicht den 
führenden Rennvereinen gehörten, gebe und weil die Wetten für die Rennen auf 
Rennplätzen, die diesen Vereinen gehörten, nur unvollständig zugänglich seien, da 
die Zahl der Rennen, die zur Entgegennahme von Wetten angeboten würden, nied­
riger als die Zahl von Rennen sei, die hierfür in anderen Mitgliedstaaten verfügbar 
seien, weil der PMU und seine Agenturen die ausländischen Rennen nur einge­
schränkt abdeckten und weil der PMU und seine Agenturen qualitativ schlechte 
Dienste anböten. Schließlich werde der Wettbewerb wegen der engen Verbindun­
gen zwischen dem PMU und seinen wichtigsten Lieferanten verhindert, einge­
schränkt oder verfälscht. 

7 Soweit ihre Beschwerde gegen die Französische Republik gerichtet war, beantragte 
Ladbroke bei der Kommission gemäß Artikel 90 EWG-Vertrag, eine Entscheidung 
auf der Grundlage des Absatzes 3 dieses Artikels zu erlassen, um den Verstoß der 
Französischen Republik gegen folgende Vorschriften abzustellen: a) die Artikel 3 
Buchstabe f, 5, 52, 53, 85, 86 und 90 Absatz 1 EWG-Vertrag wegen des Erlasses 
und der Beibehaltung der erwähnten Rechtsvorschriften (siehe oben, Randnrn. 2 
und 3), die den Vereinbarungen der Rennvereine untereinander und mit dem 
PMU, durch die dem PMU ausschließliche Rechte hinsichtlich der Entgegennahme 
von Wetten außerhalb von Rennplätzen eingeräumt würden, eine Rechtsgrundlage 
gäben und es jedermann untersagten, außerhalb von Rennplätzen Wetten für die in 
Frankreich veranstalteten Pferderennen anders als über den PMU entgegenzuneh­
men, b) die Artikel 3 Buchstabe f, 52, 53, 59, 62, 85, 86 und 90 Absatz 1 EWG-Ver­
trag wegen des Erlasses und der Beibehaltung der genannten Rechtsvorschriften, 
die es untersagten, in Frankreich Wetten für im Ausland durchgeführte Rennen 
anders als durch Vermittlung der zugelassenen Rennvereine und/oder des PMU 
abzuschließen, und c) die Artikel 90 Absatz 1, 92 und 93 EWG-Vertrag wegen 
dem PMU gewährter rechtswidriger Beihilfen, deren Erstattung durch eine, von 
der Kommission gemäß Artikel 90 Absätze 1 und 3 zu erlassende Entscheidung 
anzuordnen sei. 
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8 Mit Schreiben vom 11. August 1992 forderte Ladbroke die Kommission gemäß 
Artikel 175 EWG-Vertrag auf, binnen zwei Monaten zu ihrer Beschwerde vom 
24. November 1989 Stellung zu nehmen. Sie ersuchte die Kommission insbeson­
dere, gemäß Artikel 6 der Verordnung Nr. 99/63/EWG der Kommission vom 
25. Juli 1963 über die Anhörung nach Artikel 19 Absätze (1) und (2) der Verord­
nung Nr. 17 des Rates (ABl. 1963, Nr. 127, S. 2268) ein Schreiben an sie zu richten, 
falls sie der Auffassung sei, daß es keine avisreichenden Gründe gebe, um ihrer 
Beschwerde stattzugeben, soweit diese auf Artikel 90 Absatz 3 des Vertrages 
gestützt sei. Schließlich forderte Ladbroke die Kommission für den Fall, daß diese 
das Verfahren nach Artikel 6 der Verordnung Nr. 99/63 nicht durchführen wolle, 
auf, zu ihrer Beschwerde gemäß den Artikeln 85, 86 und 90 Absatz 3 durch eine 
mit Gründen versehene und nach Artikel 173 EWG-Vertrag anfechtbare Entschei­
dung Stellung zu nehmen. 

9 Mit Schreiben vom 12. Oktober 1992 teilte der stellvertretende Generaldirektor 
der Generaldirektion Wettbewerb Ladbroke mit, daß die Dienststellen dieser 
Generaldirektion weiterhin aktiv die Beschwerde prüften, daß die Prüfung aber 
wegen der Komplexität und der besonderen Merkmale des betreffenden Wirt­
schaftszweigs erhebliche Zeit in Ansprach nehme. Er fügte hinzu, daß die 
Beschwerdeführerin so bald wie möglich über die Ergebnisse unterrichtet werde. 

10 Am 21. Dezember 1992 erhob Ladbroke beim Gerichtshof eine Untätigkeitsklage 
nach Artikel 175 des Vertrages, die auf die Feststellung gerichtet war, daß es die 
Kommission unter Verstoß gegen den Vertrag unterlassen hat, eine Entscheidung 
über die Artikel 90 berührenden Aspekte ihrer Beschwerde zu erlassen. Diese 
Rechtssache wurde sodann an das Gericht verwiesen, wo sie als Rechtssache 
T-32/93 in das Register der Kanzlei eingetragen wurde. Auf die von der Kommis­
sion gegen diese Klage erhobene Einrede der Unzulässigkeit hat das Gericht ent­
schieden, daß die Kommission infolge einer Aufforderung im Sinne von 
Artikel 175 nicht verpflichtet ist, eine Entscheidung an einen Mitgliedstaat zu rich­
ten, und daß die Untätigkeitsklage, die die Klägerin gegen die Kommission mit der 
Begründung erhoben hatte, sie habe es unterlassen, von ihren Befugnissen aus 
Artikel 90 Absatz 3 des Vertrages Gebrauch zu machen, daher unzulässig war 
(Urteil vom 27. Oktober 1994 in der Rechtssache T-32/93, Ladbroke 
Racing/Kommission, Slg. 1994,II-1015, Randnr. 37). 
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1 1 Bezüglich der Aspekte der Beschwerde von Ladbroke, die sich auf die angeblichen 
Verstöße der französischen Rennvereine und des PMU gegen die Artikel 85 und 
86 des Vertrages beziehen, teilte die Kommission Ladbroke mit Schreiben vom 9. 
Februar 1993 gemäß Artikel 6 der Verordnung Nr. 99/63 mit, daß sie nicht beab­
sichtige, der Beschwerde insoweit stattzugeben. 

12 Mit Schreiben vom 5. Mai 1993 nahm Ladbroke zum Schreiben der Kommission 
vom 9. Februar 1993 Stellung. 

13 Mit Entscheidung, die in einem Schreiben vom 29. Juli 1993 enthalten war (im fol­
genden: Entscheidung), wies die Kommission die Beschwerde von Ladbroke aus 
Gründen zurück, die sowohl in dieser Entscheidung als auch in dem der 
Beschwerdeführerin gemäß Artikel 6 der Verordnung Nr. 99/63 übersandten 
Schreiben vom 9. Februar 1993 enthalten waren. 

14 Bezüglich der angeblichen Zuwiderhandlungen gegen Artikel 85 Absatz 1 des Ver-
trages wegen der dem PMU eingeräumten Ausschließlichkeit bei der Verwaltung 
der Totalisatorwetten in Frankreich, die nach Ansicht von Ladbroke auf Vereinba­
rungen oder aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen zwischen den führenden 
Rennvereinen beruht, war die Kommission der Auffassung, daß dieser Artikel 
nicht eingreife. Denn das französische Recht habe schon seit dem Gesetz vom 2. 
Juni 1891 jeden Wettbewerb hinsichtlich der Entgegennahme von Wetten für Pfer­
derennen mit Ausnahme des Wettbewerbs zwischen den Rennvereinen beseitigt. 
Jedoch hätten die 1930 erlassenen Rechtsvorschriften, insbesondere das Dekret 
vom 11. Juli 1930, den Rennvereinen vorgeschrieben, bei der Organisation der 
Totalisatorwetten zusammenzuarbeiten und gemeinsam einen Unternehmer für die 
Totalisierung ihrer Wetten zu bestimmen. Daher könne nicht davon ausgegangen 
werden, daß mit dem Dekret, Nr. 74-954 vom 14. November 1974, das dem PMU 
ausschließliche Rechte in diesem Bereich eingeräumt habe, Absprachen oder auf­
einander abgestimmte Verhaltensweisen der Rennvereine legalisiert worden seien. 

15 Außerdem sei Artikel 85 Absatz 1 des Vertrages auf die von Ladbroke behaupteten 
Absprachen nicht anwendbar, die die Ausdehnung des Tätigkeitsbereichs des PMU 
außerhalb Frankreichs bezweckt hätten. Zum einen mache die Isolierung des 
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französischen Marktes durch die nationalen Rechtsvorschriften eine Beeinträchti­
gung des zwischenstaatlichen Handels unmöglich. Zum anderen hätten die zuge­
lassenen Rennvereine dadurch, daß sie ihren Wirkungsbereich außerhalb Frank­
reichs durch Vermittlung einer Gesellschaft mit Namen „Pari mutuel 
international" ausgedehnt hätten, die mit der Vermarktung ihrer Dienste im Aus­
land betraut sei, in Wirklichkeit lediglich ihre geistigen Eigentumsrechte im Aus­
land in gleicher Weise ausgeübt, wie sie sie in Frankreich ausübten, so daß nicht 
nur Artikel 85 Absatz 1 unanwendbar sei, sondern der Wettbewerb durch die grö­
ßere Auswahl an Wetten, die den Wettern angeboten würden, gestärkt werde. 
Wenn bestimmte Aktivitäten des PMU, die im Rahmen anderer Beschwerden von 
Ladbroke (IV/33 375, IV/33 699) geprüft würden, nach Ansicht der Kommission 
den Handel zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigen könnten, so könnten diese 
Auswirkungen doch nicht die unmittelbare Folge der von den Rennvereinen 
gemeinsam getroffenen Bestimmung des PMU zum gemeinsamen Unternehmer 
sein, um die es in der vorliegenden Sache allein gehe. 

16 Nach Ansicht der Kommission ist Artikel 85 Absatz 1 des Vertrages auch auf die 
nach dem Vorbringen von Ladbroke bei den Behörden unternommenen Vorstöße 
nicht anwendbar, mit denen die Gewährung einer staatlichen Beihilfe an den PMU 
habe erreicht werden sollen, weil Artikel 85 Absatz 1 nur Verhaltensweisen der 
Unternehmen erfasse, die die Marktbedingungen beeinträchtigten, und nicht bloße 
Eingaben bei den Behörden. Überdies habe Ladbroke derartige Vorstöße nicht 
nachgewiesen. 

17 Bezüglich der von Ladbroke behaupteten Verstöße gegen Artikel 86 des Vertrages 
räumte die Kommission ein, daß die Rennvereine in Frankreich ein Monopol für 
die Entgegennahme von Wetten außerhalb von Rennplätzen hätten und daß der 
PMU als einziger Unternehmer dieser Vereine eine beherrschende Stellung auf 
dem französischen Markt für diese Wetten innehabe. Dennoch war die Kommis­
sion bezüglich der den führenden Rennvereinen angelasteten Mißbrauchsfälle der 
Ansicht, daß Artikel 86 des Vertrages nicht anwendbar sei, wenn diese Vereine 
dem PMU die Koordinierung und Totalisierung ihrer Wetten Überträgen, was eine 
bloße Rationalisierung ihrer Dienste darstelle, die ihren Interessen und den Inter­
essen der Wetter besser gerecht werde. Außerdem bewirke die Isolierung des fran­
zösischen Marktes durch die nationalen Rechtsvorschriften, daß die Einräumung 
ausschließlicher Rechte an den PMU den Handel zwischen Mitgliedstaaten nicht 
beeinträchtigen könne. Was die Fälle des Mißbrauchs einer beherrschenden Stel­
lung wegen der Ausbeutung der Wetter durch den PMU angehe, so seien sie nicht 
Gegenstand eines förmlichen Antrags auf Feststellung einer Zuwiderhandlung 
gewesen. 
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18 Außerdem sei Artikel 86 des Vertrages ebensowenig wie Artikel 85 auf die Anträge 
auf Gewährung einer staatlichen Beihilfe an den PMU anwendbar. 

19 Schließlich war die Kommission der Ansicht, selbst wenn die Beziehungen ZWI-
schen den Rennvereinen sowie zwischen ihnen und dem PMU unter die 
Artikel 85 und 86 des Vertrages fielen, könnten die Wettbewerbsbeschränkungen, 
die mit ihnen in Zusammenhang gebracht werden könnten, nur insoweit festge­
stellt werden, als sie im Zeitraum zwischen 1962 — dem Jahr des Erlasses der Ver­
ordnung Nr. 17 — und 1974 — dem Jahr, in dem die Bestimmung des PMU zum 
einzigen Unternehmer jeden vertraglichen Charakter verloren habe und für die 
Rennvereine wegen der Vorschriften des erwähnten Dekrets vom 14. November 
1974 zu einer rechtlichen Verpflichtung geworden sei — lägen. Unter diesen 
Umständen bestehe kein Gemeinschaftsinteresse an der Feststellung einer etwaigen 
Zuwiderhandlung, da sie nur dazu dienen könnte, eine Schadensersatzklage von 
Ladbroke für die Schäden, die sie in der Zeit von 1962 bis 1974 erlitten haben 
könnte, zu erleichtern. 

20 Unter diesen Umständen hat Ladbroke mit Klageschrift, die am 19. Oktober 
1993 eingegangen ist, die vorliegende Klage erhoben. 

21 Mit Schriftsatz, der am 18. Februar 1994 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangen 
ist, hat die Französische Republik gemäß Artikel 115 der Verfahrens Ordnung bean­
tragt, als Streithelferin zur Unterstützung der Anträge der Kommission zugelassen 
zu werden. 

22 Mit Beschluß des Präsidenten der Zweiten Kammer des Gerichts vom 25. April 
1994 ist die Französische Republik in dem Rechtsstreit als Streithelferin zugelassen 
worden. 
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23 Am 20. Juni 1994 hat die französische Regierung ihren Streithilfeschriftsatz vorge­
legt. Zu diesem Schriftsatz hat die Klägerin am 17. Oktober 1994 Stellung genom­
men. Die Kommission hat keine Stellungnahme abgegeben. 

24 Das schriftliche Verfahren ist ordnungsgemäß abgelaufen. Durch Entscheidung des 
Gerichts vom 2. Juni 1994 ist der Berichterstatter der Ersten erweiterten Kammer 
zugewiesen worden, der die Rechtssache infolgedessen übertragen worden ist. Auf 
Bericht des Berichterstatters hat das Gericht (Erste erweiterte Kammer) beschlos­
sen, die mündliche Verhandlung zu eröffnen, und die Parteien aufgefordert, einige 
schriftliche Fragen zu beantworten. Die Parteien sind der Aufforderung des 
Gerichts innerhalb der festgesetzten Fristen nachgekommen. 

25 In der Sitzung vom 11. Mai 1995 haben die Parteien mündlich verhandelt und die 
mündlichen Fragen des Gerichts beantwortet. 

Anträge der Parteien 

26 Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung gemäß den Artikeln 173 und 174 EWG-Vertrag für nichtig zu 
erklären; 

— der Kommission aufzugeben, die Beschwerde gegen die französischen Mono­
pole (IV/33.374) gemäß Artikel 176 EWG-Vertrag unverzüglich erneut zu prü­
fen; 

— der Kommission die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 
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27 Die Kommission beantragt, 

— die Klage gemäß Artikel 173 als unbegründet abzuweisen; 

— der Klägerin die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

28 Die Streithelferin beantragt, 

— die Klage abzuweisen. 

Begründetheit 

7.um Antrag auf Nichtigerklärung 

29 Zur Stützung ihres Klageantrags beruft sich die Klägerin im wesentlichen auf fünf 
Klagegründe. Mit dem ersten Klagegrund macht sie einen Verstoß der Kommission 
gegen ihre Aufgabe, eine Beschwerde mit der erforderlichen Sorgfalt, Ernsthaftig­
keit und Umsicht zu prüfen, geltend, mit dem zweiten Klagegrund eine unzutref­
fende Anwendung des Artikels 85 des Vertrages, mit dem dritten Klagegrund eine 
unzutreffende Anwendung des Artikels 86 des Vertrages, mit dem vierten Klage­
grund die Rechtswidrigkeit der Zurückweisung der Beschwerde wegen fehlenden 
Gemeinschaftsinteresses und mit dem fünften Klagegrund eine mangelhafte, wider­
sprüchliche und unvollständige Begründung der Entscheidung. 
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Erster Klagegrund: Verstoß der Kommission gegen ihre Aufgabe, eine Beschwerde 
mit Sorgfalt, Ernsthaftigkeit und Umsicht zu untersuchen 

— Zusammenfassung des Vorbringens der Parteien 

30 Die Klägerin trägt vor, die Kommission habe gegen ihre Verpflichtung verstoßen, 
die in ihrer Beschwerde vorgebrachten Tatsachen und Argumente mit der 
erforderlichen Sorgfalt, Ernsthaftigkeit und Umsicht zu prüfen (vgl. Urteil des 
Gerichts vom 29. Juni 1993 in der Rechtssache T-7/92, Asia Motor France 
u. a./Kommission, Slg. 1993, II-669, Randnrn. 34 bis 36), wie der Umstand 
beweise, daß die Kommission unter Berufung auf die Komplexität und Schwierig­
keit der Sache mehr als dreieinhalb Jahre gebraucht habe, um hinsichtlich der 
Beschwerde zu einem Ergebnis zu kommen, wobei sie sie letztlich aufgrund weni­
ger, sehr einfacher Gesichtspunkte zurückgewiesen habe. 

31 Außerdem habe sich die mangelhafte Prüfung der Beschwerde durch die Kommis­
sion darin gezeigt, daß eine Reihe von Tatsachen, auf die die Entscheidung gestützt 
sei, unrichtig seien oder in ihr überhaupt nicht erwähnt würden. 

32 Erstens sei die Kommission bezüglich des Bestehens der ausdrücklichen oder still­
schweigenden Vereinbarungen, die von den Rennvereinen vor Erlaß des Dekrets 
Nr. 74-954 vom 14. November 1974 untereinander und mit dem PMU geschlossen 
worden seien, und der Zusammenhänge dieser Vereinbarungen mit den nationalen 
Rechtsvorschriften irrtümlich von falschen Tatsachen ausgegangen. Denn die 
Kommission sei sich nicht im klaren gewesen, daß das erwähnte Dekret vom 
11. Juli 1930 den Rennvereinen allenfalls ein gemeinsames Handeln vorgeschrieben 
habe, ohne die Einzelheiten einer solchen Zusammenarbeit festzulegen oder sie zu 
verpflichten, alle ihre Wetten außerhalb von Rennplätzen ausschließlich einem ein­
zigen Drittunternehmen zu übertragen. Außerdem habe die Kommission nicht das 
Dekret Nr. 48-891 vom 12. Mai 1948 berücksichtigt, das es durch Änderung und 
Ergänzung des Artikels 1 des Dekrets vom 11. Juli 1930 den Pariser Rennvereinen 
ermöglicht habe, offenbar individuell Totalisatorwetten außerhalb von Rennplät­
zen zu organisieren. Bei Inkrafttreten des Vertrages und der Verordnung 
Nr. 17 habe es den führenden Rennvereinen somit freigestanden, ihre Wetten 
außerhalb von Rennplätzen zu organisieren, was sie getan hätten, indem sie dem 
PMU einvernehmlich die Organisation dieser Wetten übertragen hätten. Folglich 
wäre die Kommission, wenn sie den Sachverhalt ordnungsgemäß beurteilt hätte, zu 
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dem Schluß gekommen, daß das Dekret Nr. 74-954 als öffentlich-rechtliche Maß­
nahme, die die zugelassenen Rennvereine verpflichtet habe, ihre Wetten außerhalb 
von Rennplätzen dem PMU zu übertragen, bereits bestehende Einvernehmen lega­
lisiert habe. 

33 Eine solche gesetzliche Anerkennung bereits bestehender Vereinbarungen, die 
gegen Artikel 85 des Vertrages verstießen, habe jedoch nicht bewirkt, daß diese 
Vereinbarungen nicht mehr in den Anwendungsbereich dieses Artikels des Vertra­
ges fielen (vgl. Urteile des Gerichtshofes vom 30. Januar 1985 in der Rechtssache 
123/83, BNIC, Slg. 1985, 391,: Randnrn. 23 bis 25, vom 1. Oktober 1987 in der 
Rechtssache 311/85, W R , Slg. 1987, 3801, Randnrn. 21 bis 23, vom 3. Dezember 
1987 in der Rechtssache 136/86, BNIC, Slg. 1987, 4789, und insbesondere Schluß­
anträge des Generalanwalts Sir Gordon Slynn, 4805, sowie vom 21. September 
1988 in der Rechtssache 267/86, Van Eycke, Slg. 1988, 4769, Randnr. 16). Sie habe 
allenfalls gezeigt, daß die Kommission die Vereinbarkeit der nationalen französi­
schen Rechtsvorschriften mit den Bestimmungen des Vertrages habe prüfen müs­
sen, um zu klären, ob das Dekret Nr. 74-954 nicht in rechtswidriger Weise bereits 
bestehende Absprachen sanktioniert habe und ob es nicht eine bloße gesetzliche 
Absicherung eines zwischen den Mitgliedsvereinen des PMU und dem PMU abge­
stimmten Vorgehens dargestellt habe. In diesem Zusammenhang weist die Klägerin 
darauf hin, daß sich ihre Beschwerde gemäß Artikel 90 des Vertrages auch gegen 
die Französische Republik gerichtet habe und daß sie entsprechende Feststellungen 
der Kommission gemäß der Verordnung Nr. 17 und Artikel 90 Absatz 3 des Ver­
trages sowie Entscheidungen beantragt habe, mit denen der Französischen Repu­
blik habe aufgegeben werden sollen, die behaupteten Verstöße abzustellen. 

34 Zweitens habe die mangelhafte Prüfung der Beschwerde durch die Kommission zu 
einem Irrtum hinsichtlich der Tatsachen geführt, die bei der Prüfung der Auswir­
kungen auf den Handel zwischen Mitgliedstaaten zu berücksichtigen seien. Dieser 
Irrtum betreffe einmal den Umstand, daß die französischen Wetter nach einer Ver­
einbarung zwischen dem französischen PMU und dem belgischen PMU auf die 
belgischen Rennen wetten könnten, sodann den Umstand, daß es nach den franzö­
sischen Rechtsvorschriften nicht untersagt sei, außerhalb Frankreichs Wetten für 
französische Rennen entgegenzunehmen, und schließlich den Umstand, daß die 
Kommission in einer vorläufigen Entscheidung vom 11. Juni 1991 auf eine weitere 
Beschwerde der Klägerin eingeräumt habe, daß die staatlichen Beihilfen an den 
PMU den Handelsverkehr zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigen könnten. 
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35 Drittens sei die Entscheidung über wichtige, in der Beschwerde geltend gemachte 
Punkte hinweggegangen, die die beherrschende Stellung der führenden Rennver­
eine auf dem französischen Markt für Pferderennen und die mißbräuchliche Aus­
dehnung dieser beherrschenden Stellung auf die nebenbei ausgeübte Tätigkeit der 
Entgegennahme von Wetten außerhalb von Rennplätzen betroffen hätten. Außer­
dem sei die Entscheidung auf die Mehrzahl der in der Beschwerde gerügten Fälle 
des Mißbrauchs durch den PMU in bezug auf die Ausbeutung der Wetter (siehe 
oben, Randnr. 6) nicht eingegangen. 

36 Die Kommission trägt vor, die Beschwerde der Klägerin sei mit Umsicht behandelt 
worden, und verweist auf die Komplexität der Sache und die Bedeutung der Pro­
bleme, die im vorliegenden Fall die Auslegung der Artikel 52, 53, 59, 62, 85, 86 
und 90 Absatz 1 des Vertrages in einem Wirtschaftszweig aufwerfe, in dem sie bis 
heute noch nie tätig geworden sei und der moralische, kulturelle, soziale und fiska­
lische Fragen berühre. 

37 Zu dem Vorrang, der den verschiedenen Gesichtspunkten der Beschwerde einge­
räumt worden sei, führt die Kommission aus, daß sie sich bei der Auswahl von der 
Überlegung habe leiten lassen, daß, selbst wenn die Vereinbarungen und Verhal­
tensweisen der Rennvereine und des PMU, wie Ladbroke behaupte, Zuwiderhand­
lungen gegen die Artikel 85 und 86 des Vertrages darstellten, die Feststellung dieser 
Zuwiderhandlungen nur den Zeitraum zwischen 1962 und 1974 beträfe und nur 
dazu gedient hätte, eine etwaige Schadensersatzklage der Klägerin zu erleichtern. 
Daher habe das angemessenste Mittel zur Lösung der mit der Beschwerde aufge­
worfenen Wettbewerbsproblematik nicht in der Feststellung solcher vor 
1974 begangener Zuwiderhandlungen, durch die die Hindernisse für den Zugang 
zu dem betreffenden Markt, die durch die 1974 erlassenen nationalen französischen 
Rechtsvorschriften errichtet worden seien, nicht beseitigt worden wäre, sondern in 
der Prüfung der Vereinbarkeit des gesetzlichen Monopols des PMU mit den Wett­
bewerbsregeln des Vertrages bestanden, die sinngemäß für jede frühere oder künf­
tige Vereinbarung zwischen den Rennvereinen auf dem Markt der Bereitstellung 
von Totalisatorwettdiensten außerhalb von Rennplätzen in Frankreich gegolten 
hätte. 

38 Die Kommission meint daher, daß sie angesichts des die gegenwärtige Situation des 
französischen Marktes betreffenden Antrags der Klägerin, der möglicherweise ihr 
Tätigwerden gegenüber dem französischen Staat erfordert habe, und des im 
wesentlichen das frühere Verhalten der Rennvereine und des PMU im Hinblick auf 
die Artikel 85 und 86 des Vertrages betreffenden Antrags der Klägerin gemäß dem 
Urteil des Gerichts vom 18. September 1992 in der Rechtssache T-24/90 
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(Automec/Kommission, Slg. 1992, 11-2223) berechtigt gewesen sei, den Hauptteil 
ihrer Zeit und ihrer Mittel eher auf den ersten als auf den zweiten Antrag zu ver­
wenden. Nur deshalb habe sich die Kommission, als ihr das Schreiben der Klägerin 
vom 11. August 1992 vorgelegen habe, in dem diese darauf bestanden habe, eine 
förmliche Stellungnahme zu dem die Artikel 85 und 86 betreffenden Teil ihrer 
Beschwerde zu erhalten, in Anbetracht der Drohung mit einer Klage nach Artikel 
175 des Vertrages dazu entschlossen, sich auf den die staatlichen Maßnahmen 
betreffenden Teil der Beschwerde zu konzentrieren und diese Beschwerde im übri­
gen wegen fehlenden Gemeinschaftsinteresses zurückzuweisen. 

39 Zu den Tatsachen, die nach Ansicht der Klägerin wegen einer mangelhaften Prü­
fung der Beschwerde unrichtig sind oder in der Entscheidung nicht erwähnt wer­
den und die in erster Linie das Bestehen ausdrücklicher oder stillschweigender Ver­
einbarungen sowie ihren Zusammenhang mit den nationalen Rechtsvorschriften 
betreffen, trägt die Kommission vor, daß das Bestehen dieser Vereinbarungen, das 
schon vor 1974 zweifelhaft gewesen sei, im Rahmen der von diesem Jahr an gelten­
den Vorschriften ausgeschlossen werden müsse, weil das Dekret Nr. 74-954 keinen 
Raum für Vereinbarungen oder aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen lasse 
und die Rennvereine seitdem nur Verpflichtungen nachgekommen seien, die durch 
das nationale Recht auferlegt worden seien. 

40 Bezüglich der Tatsachen, die nach Ansicht der Klägerin bei der Prüfung der Aus­
wirkungen, der in der Beschwerde genannten Verhaltensweisen auf den Handel 
zwischen Mitgliedstaaten hätten berücksichtigt werden müssen, meint die Kom­
mission zum einen, daß diese Verhaltensweisen, die unmittelbar aus dem Gesetz 
folgten, keine Auswirkungen auf den Handel zwischen Mitgliedstaaten im Sinne 
des Artikels 85 des Vertrages haben könnten und daß eine Vereinbarung zwischen 
den Rennvereinen, mit der die Entgegennahme von Wetten für Pferderennen im 
nationalen Rahmen einem einzigen Unternehmer übertragen werde, selbst keine 
Auswirkungen auf den zwischenstaatlichen Handel habe. Zum anderen könne 
allenfalls der Handelsverkehr zwischen Mitgliedstaaten dadurch beeinträchtigt 
sein, daß der französische Staat dem PMU ausschließliche Rechte in bezug auf die 
Entgegennahme von Wetten für ausländische Rennen eingeräumt habe, doch habe 
die Klägerin keine genauen Angaben über den Umfang dieser Wetten gemacht. 
Schließlich mache der Standpunkt, den sie in ihrer Entscheidung vom 11. Juni 
1991 in bezug auf eine andere Beschwerde der Klägerin über staatliche Beihilfen 
eingenommen habe, deutlich, daß die Auswirkungen auf den Handel von Fall zu 
Fall beurteilt werden müßten, und stehe nicht im Widerspruch zu den Schlußfolge­
rungen, zu denen sie in dieser Frage in der vorliegenden Rechtssache gelangt sei. 
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41 Schließlich sei die Prüfung der beherrschenden Stellung der führenden Rennver­
eine auf dem französischen Markt im Hinblick auf die Feststellung eines etwaigen 
Mißbrauchs überflüssig, weil die Übertragung ausschließlicher Rechte an den 
PMU eine rechtliche Verpflichtung darstelle, der die Rennvereine unterlägen. Auch 
stelle, selbst wenn eine solche rechtliche Verpflichtung nicht bestanden hätte, der 
Umstand, daß die Klägerin vor 1974 nicht beantragt habe, daß ihr das Recht zuge­
standen werde, die gleichen Dienste bereitzustellen wie der PMU, einen zusätzli­
chen Grund dafür dar, die Frage der beherrschenden Stellung der Rennvereine 
nicht zu prüfen. Überdies hätten die Rennvereine durch die exklusive Übertragung 
der Verwaltung ihrer Wetten an den PMU keine beherrschende Stellung miß­
braucht, sondern lediglich ein System zur Verwaltung von Wetten gewählt, das 
ihren Interessen und den Interessen der Öffentlichkeit am ehesten gerecht werde 
und aufgrund dessen sie nicht eigenständige Verwaltungssysteme schaffen müßten. 
Zu der behaupteten unterlassenen Feststellung anderer Fälle des Mißbrauchs einer 
beherrschenden Stellung durch den PMU (siehe oben, Randnr. 35) weist die Kom­
mission zum einen darauf hin, daß die angeblichen Mißbrauchsfälle nicht Gegen­
stand eines förmlichen Antrags auf Feststellung einer Zuwiderhandlung gewesen 
seien, und zum anderen darauf, daß die Klägerin kein Rechtsschutzinteresse habe, 
da ihr durch den angeblichen Mißbrauch, den sie im übrigen nicht bewiesen habe, 
kein persönlicher Schaden entstanden sei. 

42 Die französische Regierung, Streithelferin, weist darauf hin, daß die Kommission 
in den Jahren 1990, 1991 und 1992 im Rahmen der Prüfung der Beschwerde sehr 
oft an sie selbst und an die staatliche französische Renneinrichtung herangetreten 
sei und daß sie von ihnen zahlreiche Unterlagen erhalten habe. Außerdem sei die 
Kommission bei der Behandlung der Beschwerden nicht nur berechtigt, sondern 
verpflichtet, Prioritäten zu setzen. Die Regierung beruft sich hierfür auf das Urteil 
vom 18. November 1992 in der Rechtssache T-16/91 (Rendo u. a./Kommission, 
Slg. 1992, II-2417), in dem das Gericht entschieden habe, daß die Kommission die 
Unternehmen, damit diese eine Zuwiderhandlung gegen Artikel 85 des Vertrages 
abstellten, nicht verpflichten könne, sich in einer Weise zu verhalten, die einem 
nationalen Gesetz zuwiderlaufe, ohne dieses einer Prüfung im Hinblick auf das 
Gemeinschaftsrecht zu unterziehen. 

— Würdigung durch das Gericht 

43 Das Gericht ist der Ansicht, daß im vorliegenden Fall zunächst die Rüge bezüglich 
der Behandlung der beiden Aspekte der Beschwerde zu prüfen ist, die die 
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angeblichen Verstöße gegen die Artikel 85 und 86 sowie gegen Artikel 90 des Ver­
trages betreffen, da damit die allgemeine Weise, in der die Kommission die 
Beschwerde geprüft hat, in Frage gestellt wird. Insbesondere ist die Frage zu prü­
fen, ob die Kommission verpflichtet war, die Vereinbarkeit der nationalen französi­
schen Rechtsvorschriften mit dem Vertrag zu beurteilen, bevor sie die angefoch­
tene Entscheidung im Hinblick auf die Artikel 85 und 86 des Vertrages erlassen 
hat. 

44 Insoweit ist erstens daran zu erinnern, daß die Kommission, wenn sie mit einer 
Beschwerde nach Artikel 3 der Verordnung Nr. 17 befaßt wird, die Möglichkeit 
hat, unter Berücksichtigung des Gemeinschaftsinteresses den Prioritätsgrad zu 
bestimmen, der dieser Beschwerde beizumessen ist (vgl. Urteile des Gerichts 
Automec/Kommission, a .a .O. , Randnr. 85, und vom 24. Januar 19.95 in der 
Rechtssache T-74/92, Ladbroke/Kommission, Slg. 1995, II-115, Randnr. 58), und 
das Recht hat, zu beschließen, daß die Untersuchung der Angelegenheit auf der 
Grundlage der verschiedenen Vertragsbestimmungen, die in einer Beschwerde 
angeführt werden, eingeleitet und durchgeführt wird, sofern das Gemeinschaftsin­
teresse ihrer Ansicht nach eine solche Behandlung der Beschwerde gebietet (vgl. 
Urteil vom 24. Januar 1995, Ladbroke/Kommission, a. a. O., Randnr. 60). 

45 Zweitens ist in bezug auf die Verpflichtung zum Tátigwerden, die der Kommission 
nach Artikel 90 Absatz 3 des Vertrages obliegt, daran zu erinnern, daß die Kom­
mission, obwohl sie gehalten ist, ihre Überwachungsbefugnis hinsichtlich der Ein­
haltung der Wettbewerbsregeln durch die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 90 
Absatz 1 des Vertrages wahrzunehmen, nicht verpflichtet sein kann, auf den 
Antrag eines einzelnen auf der Grundlage von Artikel 90 Absatz 3 des Vertrages 
tätig zu werden (vgl. Urteil des Gerichts vom 27. Oktober 1994, 
Ladbroke/Kommission, a. a. O.), insbesondere nicht gegenüber Unternehmen, die 
mit der Verwaltung von im allgemeinen wirtschaftlichen Interesse liegenden Dien­
sten betraut sind, zumal wenn ein solches Tátigwerden die Beurteilung der Verein­
barkeit nationaler Rechtsvorschriften mit dem Gemeinschaftsrecht erfordert. 

46 Im vorliegenden Fall hat die Kommission das Verfahren zur Prüfung der 
Beschwerde der Klägerin gemäß Artikel 90 des Vertrages eingeleitet, um die Ver­
einbarkeit der nationalen französischen Rechtsvorschriften mit den anderen Vor­
schriften des Vertrages zu beurteilen, und dieses Verfahren ist noch anhängig. 
Demzufolge ist zu prüfen, ob die Kommission die Beschwerde der Klägerin gemäß 

II - 2584 



LADBROKE RACING / KOMMISSION 

den Artikeln 85 und 86 des Vertrages und der Verordnung Nr. 17 endgültig 
zurückweisen konnte, ohne zuvor die Prüfung der Beschwerde gemäß Artikel 
90 des Vertrages abgeschlossen zu haben. 

47 Die Kommission hat im schriftlichen Verfahren und in der mündlichen Verhand­
lung vorgetragen, die durch die Beschwerde der Klägerin aufgeworfene Wettbe-
werbsproblematik könne nur durch die Prüfung der Vereinbarkeit der nationalen 
französischen Rechtsvorschriften über das gesetzliche Monopol des PMU mit den 
Vorschriften des Vertrages und durch ein etwaiges Tätigwerden nach Artikel 90 des 
Vertrages gelöst werden; daher sei diese Prüfung vorrangig, da ihre Ergebnisse für 
alle früheren oder künftigen Vereinbarungen zwischen den Rennvereinen gälten 
(Klagebeantwortung, Nr. 46). Folglich ist das Gericht der Auffassung, daß die 
Beurteilung der von Ladbroke in ihrer Beschwerde gerügten Verhaltensweisen der 
Rennvereine und des PMU anhand der Artikel 85 und 86 des Vertrages nicht ohne 
eine vorherige Prüfung der nationalen Rechtsvorschriften im Hinblick auf die 
Bestimmungen des Vertrages vollständig erfolgen konnte. 

48 Denn falls die Kommission die Vereinbarkeit der betreffenden nationalen Rechts­
vorschriften mit den Vertragsbestimmungen feststellen sollte, würde die Vereinbar­
keit der Verhaltensweisen der Rennvereine und des PMU mit diesen nationalen 
Rechtsvorschriften bewirken, daß diese Verhaltensweisen ebenfalls als mit den 
Artikeln 85 und 86 des Vertrages vereinbar angesehen werden müßten, während 
die Unvereinbarkeit der fraglichen Verhaltensweisen mit den nationalen Rechtsvor­
schriften zu der Feststellung führen könnte, daß diese Verhaltensweisen selbst 
Zuwiderhandlungen gegen diese Vertragsbestimmungen darstellen. 

49 Falls die Kommission dagegen feststellen sollte, daß die nationalen Rechtsvor­
schriften nicht mit den Vertragsbestimmungen vereinbar sind, hätte sie anschlie­
ßend zu prüfen, ob der Umstand, daß sich die Vereine und der PMU an nationale 
Rechtsvorschriften gehalten haben, die gegen die Vertragsbestimmungen verstoßen, 
ihnen gegenüber zum Erlaß von Maßnahmen führen kann, die auf Abstellung von 
Zuwiderhandlungen gegen die Artikel 85 und 86 des Vertrages gerichtet sind. 
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50 Daher kann nicht davon ausgegangen werden, daß die Kommission, als sie die Ent­
scheidung über die endgültige Zurückweisung der Beschwerde der Klägerin gemäß 
den Artikeln 85 und 86 des Vertrages erließ, ohne zuvor ihre Prüfung der Verein­
barkeit der nationalen französischen Rechtsvorschriften mit den Bestimmungen 
des Vertrages abgeschlossen zu haben, ihre Verpflichtung, die ihr von den 
Beschwerdeführern vorgetragenen tatsächlichen und rechtlichen Gesichtspunkte 
aufmerksam zu prüfen, erfüllt hat (vgl. Urteil Automec/Kommission, a. a. O., 
Randnr. 79), um dem Erfordernis der Gewißheit genügen zu können, das eine end­
gültige Entscheidung über das Bestehen oder Nichtbestehen einer Zuwiderhand­
lung kennzeichnen muß (vgl. Urteil des Gerichts vom 24. Januar 1992 in der 
Rechtssache T-44/90, La Cinq/Kommission, Slg. 1992, II-1, Randnr. 61). Sie war in 
dieser Phase somit nicht berechtigt, die genannten Bestimmungen des Vertrages für 
unanwendbar auf die von der Klägerin erwähnten Verhaltensweisen der führenden 
französischen Rennvereine und des PMU zu halten und im Anschluß daran das 
Gemeinschaftsinteresse an einer Feststellung der von der Klägerin behaupteten 
Zuwiderhandlungen mit der Begründung zu verneinen, daß es sich um lange 
zurückliegende Zuwiderhandlungen gegen die Wettbewerbsregeln handele. 

51 Aus dem Vorstehenden folgt, daß die Kommission, indem sie die Beschwerde der 
Klägerin unter Berufung auf die Unanwendbarkeit der Artikel 85 und 86 des Ver­
trages und das fehlende Gemeinschaftsinteresse endgültig zurückgewiesen hat, 
bevor sie ihre Prüfung der durch diese Beschwerde in Frage gestellten Vereinbar­
keit der nationalen französischen Rechtsvorschriften mit den Wettbewerbsregeln 
des Vertrages abgeschlossen hatte, ihre Überlegungen auf eine unzutreffende recht­
liche Auslegung der Voraussetzungen gestützt hat, unter denen eine endgültige 
Beurteilung des Bestehens oder Nichtbestehens der angeblichen Zuwiderhandlun­
gen erfolgen kann. 

52 Demzufolge ist die angefochtene Entscheidung für nichtig zu erklären, ohne daß 
das Gericht die anderen Rügen zu prüfen braucht, die die Klägerin gegen die ange­
fochtene Entscheidung erhoben hat. 

Zum Antrag, der Kommission aufzugeben, die Beschwerde erneut zu prüfen 

53 Die Klägerin beantragt, der Kommission aufzugeben, die Beschwerde gemäß Arti­
kel 176 des Vertrages unverzüglich erneut zu prüfen. 
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54 Das Gericht erinnert daran, daß nach ständiger Rechtsprechung der Gemein­
schaftsrichter nicht befugt ist, im Rahmen der von ihm ausgeübten Rechtmäßig­
keitskontrolle gegenüber den Organen Anordnungen zu treffen oder sich an deren 
Stelle zu setzen (vgl. Urteil des Gerichts vom 11. Juli 1991 in der Rechtssache 
T-19/90, von Hoessle/Rechnungshof, Slg. 1991, 11-615, Randnr. 30), und daß es 
Sache des betreffenden Organs ist, gemäß Artikel 176 des Vertrages die Maßnah­
men zu ergreifen, die sich aus einem auf eine Nichtigkeitsklage ergangenen Urteil 
ergeben (vgl. Urteil des Gerichtshofes vom 24. Juni 1986 in der Rechtssache 53/85, 
Akzo/Kommission, Slg. 1986, 1965, Urteile des Gerichts vom 7. Juli 1994 in der 
Rechtssache T-43/92, Dunlop/Kommission, Slg. 1994, II-441, Randnr. 181, und 
vom 7. März 1995 in den Rechtssachen T-432/93, T-433/93 und T-434/93, Socurte 
u. a./Kommission, Slg. 1995, II-503, Randnr. 54). 

55 Daraus folgt, daß der Antrag der Klägerin, der Kommission aufzugeben, die 
Beschwerde erneut zu prüfen, unzulässig ist und daher abzuweisen ist. 

Kosten 

56 Nach Artikel 87 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei auf Antrag 
zur Tragung der Kosten zu verurteilen. Da die Kommission mit ihrem Vorbringen 
im wesentlichen unterlegen ist, sind ihr die Kosten aufzuerlegen. 

57 Nach Artikel 87 § 4 tragen die Mitgliedstaaten und die Organe, die dem Rechts­
streit als Streithelfer beigetreten sind, ihre eigenen Kosten. 

Aus diesen Gründen 

hat 
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DAS GERICHT (Erste erweiterte Kammer) 

für Recht erkannt und entschieden: 

1) Die im Schreiben vom 29. Juli 1993 enthaltene Entscheidung der Kommis­
sion, mit der die Beschwerde der Klägerin vom 24. November 1989 
(IV/33.374) zurückgewiesen wurde, wird für nichtig erklärt. 

2) Im übrigen wird die Klage abgewiesen. 

3) Die Kommission trägt die Kosten des Verfahrens mit Ausnahme der Kosten 
der Streithelferin, die diese selbst trägt. 

Cruz Vilaça Saggio Kirschner 

Kalogeropoulos Tiili 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 18. September 1995. 

Der Kanzler 

H. Jung 

Der Präsident 

J. L. Cruz Vilaça 
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